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Geopolitik

In der gebundenen Variante ist das Buch 
mit knapp 130 Euro leider sehr teuer – 
Qualität hat offensichtlich ihren Preis. 
Es gibt eine eBook-Version für 31 Euro, 
aber nur beim amerikanischen Fast-Mo-
nopolisten Amazon.

Der Autor von „Russia’s Geoeconomic 
Strategy for a Greater Eurasia“ Glenn 
Diesen stammt aus Norwegen. Er hat in 
Austra lien und in St. Petersburg studiert, 
in Australien in Philosophie und in den 
Niederlanden in Sozialwissenschaften pro-
moviert. Er lehrte zunächst an Universitä-
ten in Austra lien und ist derzeit Professor 
an der NRU Higher School of Economics 
in Moskau, die als eine der drei führen-
den Universitäten Russlands gilt.

Ökonomische Machtpolitik

Der für das Buch zentrale Begriff „Geo-
economics“ lässt sich definieren als 
„Machtpolitik unter Einsatz ökonomi-
scher Mittel unter besonderer Berück-
sichtigung geographischer Realitäten“. 
Geoökonomische Politik will ein Netz 

von multipolaren ökonomischen Bezie-
hungen schaffen, von denen das eigene 
Land natürlich in besonderem Maße pro-
fitieren sollte, die aber dennoch Vortei-
le für alle Parteien bieten müssen, damit 
sie nachhaltig sind. Davon abzugrenzen 
ist die Geopolitik, die auf politische und 
in der Folge dann auch oft militärische 
Machtmittel setzt.

Diesens Analyse nimmt ihren Aus-
gangspunkt in der einflussreichen Heart-
land-Theorie, die der britische Geograph 
Halford John Mackinder entwickelte und 
1904 vorstellte. Sie wurde dann von dem 
einflussreichen amerikanischen Politik-
wissenschaftler Nicolas John Spykman 
weiterentwickelt. Die Heartland-Theorie 
hat illustre US-Außenpolitiker wie die US-
Präsidentenberater Zbigniew Brzezinski 
und Henry Kissinger ebenso maßgeblich 
beeinflusst wie manche Präsidenten, dar-
unter Ronald Reagan. Gemäß dieser The-
orie ist Eurasien wegen seiner enormen 
Ressourcen an Bevölkerung, Energie und 
Rohstoffen das eigentliche Machtzentrum 
der Welt („Heartland“). Maritime Groß-

Wer sich wundert, wie es 
nach einer Phase der Entspan-
nung in den 1990er Jahren zu 
dem neuen Kalten Krieg, der 
akuten Gefahr einer militäri-

schen Konfrontation zwischen 
den USA und Russland sowie 
der allgegenwärtigen Dämo-

nisierung Russlands kommen 
konnte, dem sei das neue 

Buch „Russia‘s Geoeconomic 
Strategy for a Greater Eurasia“ 

von Glenn Diesen aus dem 
Jahr 2017 empfohlen.

 von einem Gastautor auf 
www.norberthaering.de

Der kalte Krieg um Eurasien – 
von Moskau aus betrachtet

Das Cover der Buchausgabe der geopoli-
tischen Analyse von Glenn Diesen.

Bild oben: Eurasien ist ein geogra-
phisch-geologischer Begriff für Europa 
und Asien als ein zusammengefasster 
Kontinent. Er hat eine Fläche von 55 
Millionen Quadratkilometern und etwa 
4,6 Milliarden Einwohner. (Grafik: TUBS, 
Lizenz: CC BY-SA 3.0)
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mächte außerhalb Eurasiens wie Großbri-
tannien und später den USA („Rimland“) 
müssten sich daher zur Aufrechterhaltung 
ihrer geostrategischen Vormachtstellung 
stets darum bemühen, im Rahmen eines 
„Teile-und-herrsche“-Ansatzes eine geo-
ökonomische Integration Eurasiens zu ver-
hindern. Der gegen 1500 abgeschlossene 
Niedergang der Seidenstraße als ökono-
misches Netzwerk Eurasiens erst habe 
den Aufstieg des Westens in Gestalt des 
britischen Empires und später den USA 
möglich gemacht. 

Die westlichen Großmächte hätten seit-
her versucht, jeden Ansatz geoökonomi-
scher Integration Eurasiens im Keim zu 
ersticken und den Kontinent vom Rand her 
zu beherrschen. Mit dem Wiederaufstieg 
Chinas als ökonomischem Powerhouse 
Asiens und der Annäherung Chinas und 
Russlands kommt es nun zu der von der 
US-Regierung so gefürchteten geoökono-
mischen Integration des Großkontinents 
und damit zu einem sich beschleunigen-
den Machtverlust der USA, den diese ver-
zweifelt und mit allen Mitteln zu verhin-
dern suchen. Die USA, so Diesen, 

„… haben strategische Interessen, die 
ökonomischen Bindungen zwischen be-
deutenden eurasischen Landmächten wie 
Russland, China, Deutschland und dem 
Iran diametral entgegenstehen“.

Ronald Reagan sagte im Jahr 1988: „Die 
grundlegenden nationalen Sicherheitsin-
teressen der USA wären gefährdet, wenn 
ein feindlicher Staat oder eine Gruppe von 
Staaten die eurasische Landmasse domi-
nieren – den Bereich auf dem Globus, der 
oft als das Heartland der Welt bezeichnet 
wird.“ Und erst kürzlich betonte der ak-
tuell für Europa und Eurasien zuständi-
ge Staatssekretär im amerikanischen Au-
ßenministerium Wess Mitchell:„

Es gehört weiterhin zu den wich-
tigsten nationalen Sicherheitsinteressen 
der Vereinigten Staaten, zu verhindern, 
dass feindliche Mächte die eurasische 

Landmasse dominieren.“

Am klarsten hat Brzezinski in seinem 
Buch „The Great Chessboard“ das Ver-
hältnis der USA zu anderen Nationen de-
finiert. Die drei Hauptziele der hegemo-
nialen geopolitischen Strategie seien es, 

„
Bündnisabsprachen zwischen Va-

sallen zu verhindern und deren Abhän-
gigkeit in Sicherheitsfragen zu erhalten, 
die Zahlungsbereitschaft Tributpflichtiger 
sicherzustellen und zu verhindern, dass 
sich die Barbaren zusammenschließen“. 
Und Paul Wolfowitz, stellvertretender US-
Verteidigungsminister unter Präsident 
George W. Bush, definierte die Regionen, 
um die es dabei geht, als „Westeuropa, 
Ostasien, das Territorium der früheren 

Sowjetunion und Südwestasien“.

In der Zeit des ersten Kalten Krieges 
stand die Eindämmung der Sowjetuni-
on im Mittelpunkt. Die Sowjetunion als 
kommunistisches Land in einem kapita-
listischen Umfeld habe dabei den Fehler 
gemacht, die geoökonomischen Bindun-

gen an die Nachbarn zu vernachlässigen. 
Ihre starke geopolitische, aber nicht geo-
ökonomische Ausrichtung als größte Mi-
litärmacht Eurasiens habe die USA ge-
zwungen, neben ihrer zur Erringung und 
Erhaltung der Position als Weltmacht not-
wendigen Flotte auch noch eine enorme 
und kostspielige Landarmee aufzubauen. 
Die Russische Förderation als Nachfolge-
staat der Sowjetunion sei von der geopo-
litischen auf die wesentlich effektivere 
geoökonomische Strategie umgestiegen. 
Dagegen seien die USA bei ihrem Ansatz 
militärischer Machtentfaltung geblieben, 
hätten jedoch ihre Vorgehensweise geän-
dert: Statt die Machtverhältnisse auf dem 
eurasischen Kontinent von außen auszu-
balancieren, sähen sie Eurasien nun als 
„großes Schachbrett“, auf dem sie sich 
direkt militärisch engagieren.

Die fünfzehn Länder mit den weltweit höchsten Militärausgaben im Jahr 2017. Im Jahr 2017 
beliefen sich die Militärausgaben der USA auf rund 610 Milliarden US-Dollar (716 Mrd. in 
2018). Insgesamt betrugen die weltweiten Militärausgaben im Jahr 2017 laut Quelle rund 
1,74 Billionen US-Dollar. Davon entfielen 35% auf die USA. (Quelle: SIPRI. n.d. Statista. 
Zugriff am 30. Oktober 2018)
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USA droht finanzielle  
Überforderung

Die enormen Kosten des Militärappa-
rats mit seinen weltweit rund 1000 Stütz-
punkten drohen die USA ökonomisch zu 
überfordern. „

[Die Erhaltung der] globalen Hege-
monie ist zu einem finanziell nicht durch-
zuhaltenden Unterfangen geworden mit 
Blick auf die steigende Verschuldung und 
die soziale Ungleichheit [in den USA]“, 

schreibt Diesen. Es sei inzwischen zu 
der neuen Situation gekommen, dass die 
USA, aber auch die EU und Japan Schul-
den in einem nicht mehr nachhaltigen Aus-
maß angehäuft hätten, während China, 
Russland und andere Schwellenländer die 
wichtigsten Kreditgeber seien. Die USA 
hätten sich auf den Weg hin zum Bank-
rott begeben.

Washington widersetze sich gleichwohl 
jeglicher Reform seiner Außenpolitik hin 
zu geoökonomischen Strategien und sehe 
Militärmacht weiterhin als das zentrale 
Instrument zur Erhaltung des „unipola-
ren Moments“ der Weltgeschichte, der 
mit dem Untergang der Sowjetunion als 
zweite Supermacht begann. Die Konzen-
tration auf militärische Macht unter Ver-
nachlässigung der Bewahrung des eigenen 

Wohlstands habe sich nach dem Ende des 
Kalten Kriegs sogar noch verfestigt. So 
sei der zwischenzeitliche Ansatz, mittels 
Freihandelsabkommen wie TTIP und TPP 
Russland und China ökonomisch zu mar-
ginalisieren, wieder aufgegeben worden.

Die Vereinigten Staaten versuchten, den 
Aufstieg konkurrierender Machtzentren zu 
verhindern oder zumindest zu verlangsa-
men – mit der Folge, dass ihnen die Kon-
trolle über die entstehende internationa-
le Infrastruktur entgleitet, die nun ohne 
oder gegen den Westen entwickelt werde. 
Ihre aggressive Politik habe das Zusam-
menrücken ihrer wichtigsten Rivalen in 
Asien ausgelöst. Mit dem ökonomischen 
Niedergang durch die Überbetonung des 
Militärischen gehe den USA zudem die 
Option verloren, ihren Verbündeten wirt-
schaftliche Vorteile zu bieten.

Russland gibt Ziel der  
Westintegration auf

Russland wiederum habe spätestens seit 
dem amerikanisch-europäisch initiierten 
Putsch in der Ukraine im Jahr 2014 sei-
ne fast 200-jährige Politik der Bemühun-
gen um Integration in Europa bzw „den 
Westen“ aufgegeben. Man habe erkannt, 
dass man sich damit in zu große Abhän-
gigkeiten begeben habe, die vom Westen 
unter anderem in der Zeit nach dem Zu-
sammenbruch der Sowjetunion unter dem 

ersten russischen Präsidenten Boris Jelzin 
gnadenlos ausgenutzt worden seien. Die 
russische Elite habe realisiert, dass sich 
aus einer Bittstellerposition heraus keine 
politischen und ökonomischen Vorteile 
erzielen lassen. Russland wolle sich als 
eine Schlüsselmacht Eurasiens etablieren 
und setzt darauf, dass es aufgrund seiner 
Landmasse die Transportkorridore kon-
trolliert und der mit Abstand wichtigste 
Energielieferant des Großkontinents ist.

Russland sieht sich dabei typischen geo-
ökonomischen Problemen gegenüber – 
etwa, dass das Land den kleineren Partnern 
in Asien trotz der gegebenen Asymmetrie 
genügend Vorteile bieten muss, so dass 
für diese die Integration attraktiv bleibt. 
Russland versucht zudem der Falle zu ent-
kommen, in der sich viele rohstoffexpor-
tierende Länder befinden: Man exportiert 
Erdöl und Erdgas und muss sämtliche hö-
herwertigen und komplexeren Güter im-
portieren. Dem steuert Moskau mit einem 
ehrgeizigen Plan der Revitalisierung der 
eigenen Industrie entgegen. Die USA und 
Europa versuchten dies mit den Sanktio-
nen nach Kräften zu sabotieren. Dennoch 
sei zu erwarten, dass Russland von der eu-
rasischen Integration stark profitieren und 
sich in Zukunft positiv entwickeln wird. 
Russland müsse allerdings bestrebt sein, 
im Verhältnis zu seinem extrem wichti-
gen, aber wirtschaftlich wesentlich stär-
keren Partner China nicht den Kürzeren 
zu ziehen.

2016 investierte die Volksrepublik 226 
Milliarden US-Dollar in ihr Militär. Die 
USA gaben im selben Jahr 606 Milliarden 
US-Dollar aus. Zum Vergleich: das deutsche 
Militärbudget belief sich 2016 auf 41 Milli-
arden US-Dollar. (Quelle: Mathias Brandt 
(2018), Daten des Stockholm International 
Peace Research Institute (SIPRI) zugegriffen 
am 26. November 2018)
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China wiederum hat seine Politik der 
vergangenen Jahrzehnte aufgegeben, sich 
im Inneren ökonomisch zu modernisieren 
und sich nach außen unauffällig zu ver-
halten, um diese Modernisierung nicht zu 
gefährden. Das Land setze nun seine in-
dustriellen Überkapazitäten und enormen 
Währungsreserven in einer neomerkan-
tilistischen Politik ein. Unter dem Stich-
wort der Neuen Seidenstraße oder „One 
Belt, One Road“ sollen die Rohstoffquel-
len und Absatzmärkte Chinas diversifi-
ziert werden. Chinas Führung fühlt sich 
zunehmend unwohl in der Beziehung 
mit den USA und ist sich im Klaren da-
rüber, dass es derzeit noch bilateral den 
Kürzeren zieht. Sowohl der gewaltige 
Leistungsbilanzüberschuss als auch die 
hohen Schulden, die die USA in China 
haben, machten das Reich der Mitte an-
fällig. Das zeige sich bereits im aktuel-
len amerikanisch-chinesischen Handels-
krieg, könnte sich aber laut Diesen noch 
wesentlich zuspitzen, sofern die USA ihre 
Auslandsschulden nicht zahlen oder durch 
Inflationierung entwerten. Peking sei zu-
nehmend daran interessiert, sich aus der 
ungünstigen Abhängigkeit von seinem 
Hauptschuldner zu lösen.

Unilateralismus der EU

Für deutsche Leser sind Diesens Hinweise 
zur Position Europas besonders relevant 
und interessant. Die EU sei eine „büro-
kratische und regulatorische Supermacht“, 
die Zugang zu ihrem enormen Markt nur 
unter Akzeptanz diskriminierender Be-
dingungen erlaubt und sich so ein Netz 

asymmetrischer Machtbeziehungen ge-
schaffen hat, von dem ihre Mitgliedslän-
der und Großkonzerne in besonderem Maß 
profitieren. Asymmetrische Machtbezie-
hungen gebe es auch im Inneren der EU, 
wo die großen und wirtschaftlich starken 
Mitgliedsländer – vor allem Deutschland 
– mit einer neomerkantilistischen Wirt-
schaftspolitik deutlich überproportional 
profitieren.

Die EU ist laut Diesen einem europäi-
schem Unilateralismus verbunden, so wie 
es die USA auf globaler Ebene handha-
ben. Die EU betrachte sich als das einzi-
ge Gravitätszentrum Europas und strebe 
stark asymmetrische Abhängigkeitsbezie-
hungen in Form konzentrischer Ringe von 
Staaten mit unterschiedlichem Grad der 
Integration in die EU an. Russland hinge-
gen als ein weiteres Machtzentrum mit 180 
Millionen Einwohnern, enormen Energie-
vorräten, umfangreichen Rohstoffvorkom-
men und seiner fast endlosen Landmasse 
lasse sich nicht in dieses System konzen-
trischer Kreise integrieren. Versuche in 
den 1990er und 2000er Jahren, Russland 
eine Agenda zu diktieren, die in den bila-
teralen Beziehungen die EU begünstigen 
und Russland benachteiligen sollte, seien 
gescheitert. Diesen kritisiert, dass sich die 
EU als unfähig erwiesen habe, Russland 
ausreichende Vorteile zuzugestehen, die 
dem europäisch-russischen Verhältnis 
Stabilität gegeben hätten. „

Die EU hat damit nicht erkannt, 
dass es in der Ära der Geoökonomik eine 
vollkommen neue Dynamik der Außen-

beziehungen geben muss“, 

so Diesen. Die EU sei – wie die USA 
– noch der Epoche der Geopolitik ver-
haftet, die nicht selten mit militärischen 
Mitteln umgesetzt werde. Die EU sei da-
durch eine Quelle der Instabilität gewor-
den, indem sie beispielsweise extreme 
antirussische Gruppierungen in den bal-
tischen Staaten, Georgien und der Ukrai-
ne fördere. Dieser Ansatz sei auch für die 
EU selbst gefährlich, da externe Akteu-
re wie Russland dazu gedrängt würden, 
zur Schadensbegrenzung Spaltungen und 
Divergenzen innerhalb der EU auszunut-
zen und zu vertiefen. Die Verhandlungs-
macht der EU nehme dabei aber stetig 

ab, da Westeuropa als Wirtschaftspart-
ner längst nicht mehr die einzige Option 
für das inzwischen auf Asien ausgerich-
tete Russland sei.

Dem neuen Kalten Krieg liegt, wie Die-
sen überzeugend ausführt, mit dem Auf-
stieg von Asien und insbesondere China 
die größte Umverteilung von geoöko-
nomischer Macht seit der Mitte des 19. 
Jahrhunderts zugrunde. Auf der Gewin-
nerseite befinden sich die eurasischen 
Landmächte China und Russland, auf 
der Verliererseite die USA als wichtigste 
maritime Macht, die versucht, sich ihrem 
Niedergang entgegenzustellen. Auch Eu-
ropa werde marginalisiert: Der Aufstieg 
von China und Russland führt laut Die-
sen dazu, dass sich die EU ökonomisch 
gesehen nicht mehr wie gegenwärtig in 
der Mitte des europäischen Kontinents 
befindet, sondern an der Peripherie des 
eurasischen Großkontinents.

Der Autor rät den USA, ihre domi-
nante Position dazu zu nutzen, ein für 
sie vorteilhaftes Format einer multipo-
laren Wirtschafts- und Sicherheitsarchi-
tektur mitzugestalten, statt auf die unwei-
gerlich verloren gehende Unipolarität zu 
setzen. Sie sollten auch wieder verstärkt 
auf Zuckerbrot und weniger auf Peitsche 
zu setzen, was erfolgversprechender sei. 
Der EU empfiehlt er mehr Rationalität, 
was ihren schwindenden Zusammenhalt 
und ihre Verhandlungsmacht mit exter-
nen Akteuren wie Russland betrifft. Die-
sen räumt jedoch ein, dass von derartigen 
Veränderungen bislang wenig zu erken-
nen ist. Somit dürfte der neue Kalte Krieg 
weitergehen – bis der Westen irgendwann 
Vernunft annimmt.
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